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Analysen und Berichte Telekommunikation

Johannes Farrenkopf, Yann Girard, Franziska Neumann

Herkulesaufgabe: evidenzbasierte Regulierung 
im Telekommunikationssektor
Die aktuellen wirtschaftspolitischen Debatten um den stockenden Ausbau einer 
fl ächendeckenden Glasfaserinfrastruktur und um die Versteigerung der 5G-
Mobilfunkfrequenzen zeigen, dass die Regulierung von Telekommunikationsmärkten in 
Deutschland vor großen Herausforderungen steht. Im Kern entzünden sich die Konfl ikte an 
einer Abwägung zwischen dem zügigen Ausbau moderner Telekommunikationsnetze und 
einer fl ächendeckenden Verfügbarkeit von Telekommunikationsdienstleistungen zu günstigen 
Preisen. Evidenzbasierte Ex-ante-Analysen zur Folgenabschätzung wirtschaftspolitischer 
Maßnahmen stellen eine hilfreiche Entscheidungsgrundlage dar.

Johannes Farrenkopf, M. Sc., M. A., ist Analyst, Dr. 
Yann Girard ist Manager und Franziska Neumann, 
M. Sc., ist Analystin bei der DIW Econ GmbH in Berlin.

Der Telekommunikationssektor ist aufgrund natürlicher 
Monopolisierungstendenzen, vor allem bedingt durch 
hohe Fixkosten, besonders regulierungsintensiv. Auch 
angesichts der herausragenden Bedeutung einer effi zient 
funktionierenden Telekommunikation ist eine geeignete 
Regulierung essenziell für Wachstum und technologi-
schen Fortschritt.1 Nur geeignete regulatorische Rah-
menbedingungen können zugleich effi ziente Investitions-
niveaus und qualitativ hochwertige Angebote zu niedrigen 
Preisen für Verbraucher ermöglichen.

Um eine fundierte Interessenabwägung vornehmen zu 
können, ist eine sorgfältige, evidenzbasierte Ex-ante-
Analyse möglicher Regulierungsalternativen ratsam (auch 
genannt: Regulierungsfolgenabschätzung bzw. regulato-
ry impact assessment). Wegen der technisch und histo-
risch komplexen Struktur der Telekommunikationsmärk-
te, geprägt durch eine vergleichsweise hohe Marktkon-
zentration und eine asymmetrische Regulierungspraxis,2 
gestaltet sich eine fundierte Untersuchung zeit- und kos-
tenintensiv und ist methodisch anspruchsvoll. Dennoch 
lohnt sich die Untersuchung, da Regulierungseffekte er-
fasst und das Marktergebnis verbessert werden können. 
Um sich dieser Herkulesaufgabe zu stellen, ist eine An-

1 Vgl. I. Henseler-Unger: Hochleistungsfähige Kommunikationsnetze: 
Wer investiert?, in: Wirtschaftsdienst, 97. Jg. (2017), H. 1, S. 28-33; 
vgl. A. Ortmeyer: Glasfaserausbau: Das wirtschaftspolitisch Heikelste 
kommt noch!, in: Wirtschaftsdienst, 97. Jg. (2017), H. 1, S. 60-63; vgl. 
DIW Econ: Ausbau von Gigabitnetzen: Wettbewerb und Regulierung, 
Studie im Auftrag des VATM, Berlin 2018.

2 Die Regulierung im Telekommunikationssektor betrifft stellenweise 
nicht alle Anbieter am Markt, sondern es werden Sonderregeln ge-
schaffen, die nur das marktbeherrschende Unternehmen (Incumbent) 
betreffen. Auf diese Weise wird schwächeren Akteuren Unterstützung 
gewährt, üblicherweise indem sie entgeltregulierten Zugang zur Infra-
struktur des Incumbents erhalten.

passung des institutionellen Rahmens in Deutschland zu 
erwägen.3

Evidenzbasierung der Wirtschaftspolitik birgt 
ungenutztes Potenzial

In wirtschaftspolitischen Debatten ist die Berücksichti-
gung empirischer Evidenz in den letzten Jahren zuneh-
mend in den Fokus gerückt. Ex-ante-Folgenabschät-
zungen und Ex-post-Evaluationen können einen wesent-
lichen Beitrag zu einer wissenschaftlich fundierte Regu-
lierungspraxis im deutschen Telekommunikationssektor 
leisten.4 So können das Verhalten von Marktakteuren und 
Marktergebnisse auf Basis von Beobachtungen besser 
eingeschätzt werden. Dies hilft, eine vorschnelle Imple-
mentierung von Maßnahmen, deren Auswirkungen wo-
möglich wohlfahrtsmindernd sind, zu vermeiden.

3 Der vorliegende Text basiert auf einer Studie der DIW Econ in Zusam-
menarbeit mit der DICE Consult für das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie aus dem Jahre 2017, vgl. DIW Econ, DICE Consult: 
Folgeabschätzung von Regulierungsmaßnahmen im Telekommuni-
kationssektor: Verfahren, Indikatoren, Datenquellen, Evaluierung der 
Wirksamkeit von Regulierung im Telekommunikationssektor – Kon-
zeptionelle Grundlagen sowie Vorschläge für Ex-post-Evaluationen 
und Folgeabschätzungsverfahren in Deutschland, Studie im Auftrag 
des BMWi, Berlin 2017.

4 Ebenda.

DOI: 10.1007/s10273-019-2404-1



Wirtschaftsdienst 2019 | 2
114

Analysen und Berichte Telekommunikation

Eine evidenzbasierte Herangehensweise ermöglicht es 
Regulierern, einen fundierten und vollständigen Blick 
auf die Regulierungsfragestellung zu entwickeln. Einer-
seits können systematisch verschiedene Alternativen er-
wogen, andererseits verschiedene Zielsetzungen in der 
Optimierung berücksichtigt werden. Dies ist besonders 
dort wichtig, wo widerstreitende berechtigte Interessen 
miteinander vereinbart werden müssen und dynamische 
Entwicklungen Unsicherheiten erzeugen, wie es im Tele-
kommunikationsbereich der Fall ist.

Zielkonfl ikt zwischen statischer und dynamischer 
Effi zienz der Regulierung

Das deutsche Telekommunikationsgesetz (TKG) zielt zum 
einen auf die Interessen von Verbrauchern, die etwa vor 
überhöhten Preisen und Abhängigkeiten von einzelnen 
Anbietern geschützt werden sollen, und zum anderen auf 
den Ausbau und die Qualität fl ächendeckender Telekom-
munikationsnetze. Aufgrund der Gleichrangigkeit dieser 
Ziele im TKG und damit verbundener Zielkonfl ikte müssen 
Regulierer zwischen Interessen abwägen.

Der Zielkonfl ikt bei der Regulierung von Telekommunikati-
onsmärkten resultiert aus dem Widerstreit von statischer 
und dynamischer Effi zienz.5 Aus statischer Perspekti-
ve erzielen Wettbewerbspreise das wohlfahrtsoptimale 
Marktergebnis. Bei einer statischen Partialanalyse wird 
jedoch vernachlässigt, dass die Chance, hohe Gewinn-
margen zu erzielen, für Produzenten einen Anreiz für In-
novationen und Investitionen in Infrastruktur darstellt. In 
der langen Frist stiften letztere Verbrauchern zusätzlichen 
Nutzen durch neue Produkte und höhere Produktqualität. 
Am Glasfaser- sowie 5G-Ausbau lässt sich dieser Ziel-
konfl ikt zwischen statischer und dynamischer Effi zienz 
aufzeigen.

Ausbau und Einführung der neuen Mobilfunkgeneration 
5G sind mit hohen Kosten verbunden, weshalb Netzbe-
treiber kein unmittelbares Interesse haben, Wettbewer-
bern die Nutzung der eigenen Infrastruktur im Rahmen 
einer Verpfl ichtung zum nationalen Roaming6 zu gewäh-
ren. Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht ist es zwar sinnvoll, 
wenn die kostenintensive 5G-Infrastruktur nicht dupliziert 
wird, sondern von verschiedenen Anbietern zugleich ge-
nutzt wird und die Kosten zwischen allen Nutzern aufge-

5 Vgl. J. Haucap, M. Coenen: Regulierung und Deregulierung in Tele-
kommunikationsmärkten: Theorie und Praxis, in: Recht, Ordnung und 
Wettbewerb, Baden-Baden 2011, S. 1005-1026. Vgl. P. Baake, J. Hau-
cap, J. Kühling, S. Loetz, C. Wey: Effi ziente Regulierung in dynami-
schen Märkten, Baden-Baden 2007.

6 Nationales bzw. lokales Roaming umfasst die entgeltregulierte Ver-
pfl ichtung zur Öffnung einer unternehmenseigenen Infrastruktur für 
Wettbewerber.

teilt werden.7 Aus Sicht des einzelnen Infrastrukturbetrei-
bers ist es jedoch unattraktiv, Wettbewerbern Zugang zur 
eigenen Infrastruktur zu ermöglichen. Dadurch würden 
diese ebenfalls in die Lage versetzt, Endkunden mit 5G-
Diensten zu versorgen und damit mit dem Infrastruktur-
eigentümer in Konkurrenz zu treten. Nationales Roaming 
verringert daher die Möglichkeit, ökonomische Renten zu 
erzielen. Im schlechtesten Fall antizipieren Mobilfunkan-
bieter einen derart hohen Wettbewerbsdruck, dass sich 
eine Netzinvestition aus betriebswirtschaftlicher Sicht 
nicht lohnt.

Ebenso ist ein fl ächendeckender Ausbau der Glasfaserin-
frastruktur bis zu den Teilnehmeranschlussleitungen mit 
hohen Kosten verbunden, die über Nutzungsentgelte re-
fi nanziert werden müssen. Um Marktmacht einzuschrän-
ken und Wettbewerb auf der neu geschaffenen Infrastruk-
tur zu sichern, kann der Infrastrukturinhaber über eine 
Entgelt- und Zugangsregulierung gesetzlich verpfl ichtet 
werden, Wettbewerbern zu festgeschriebenen Preisen 
Zugang zur Infrastruktur zu gewähren. Ein daraus resul-
tierender Wettbewerbsdruck würde zwar die Anschluss-
preise senken, jedoch einen negativen Einfl uss auf den 
Ausbauanreiz nach sich ziehen.

Dynamik und Ungewissheit erschweren Regulierung

Aufgrund der Dynamik und des stetigen technologischen 
Fortschritts in der Telekommunikationsbranche ist die 
Ausgestaltung des Regulierungsrahmens zusätzlich mit 
erheblichen Ungewissheiten und Risiken hinsichtlich der 
Wirkung bestimmter Maßnahmen verbunden. Im Tele-
kommunikationskontext entstehen laufend neue Angebo-
te, Märkte und Anforderungen, die durch eine suboptima-
le Regulierung nicht behindert werden sollten. Hinzu kom-
men schwer vorhersehbare Verhaltensänderungen von 
Marktakteuren. Der Regulierer muss versuchen, entspre-
chende Unsicherheiten zu minimieren, und abwägen, ob 
eine Regulierungsmaßnahme tatsächlich die erwünschte 
Wirkung erzielt und ob ungewollte Marktergebnisse aus-
gelöst werden können. Welche unerwünschten Effekte 
sind mit der Maßnahme verbunden? Ist die Maßnahme 
die effi ziente Wahl im Vergleich zu anderen Optionen?

Skaleneffekte und Pfadabhängigkeiten bei Netzwerk-
technologien verschärfen die Schwierigkeiten bei der 

7 Bei einer privatwirtschaftlichen Bereitstellung der Infrastruktur ist die 
Netzabdeckung insbesondere in ländlichen Räumen häufi g ineffi zient 
niedrig, da in dünn besiedelten Regionen die Ausbaukosten nicht durch 
die Konsumentennachfrage gedeckt werden. Hier muss der Staat Re-
gulierungsinstrumente wie Subventionen in Betracht ziehen, um eine 
fl ächendeckende Versorgung zu ermöglichen. Die Verfügbarkeit hoch-
leistungsfähiger Telekommunikationsinfrastruktur ist insbesondere mit 
Blick auf eine ausgewogene Entwicklung von ländlichen und städti-
schen Räumen eine wichtige Stellschraube der Wirtschaftspolitik.
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Gestaltung des Regulierungsrahmens. Eine Maßnahme, 
die Individuen nicht unmittelbar in die Lage versetzt, zu-
sätzlichen Nutzen zu erzielen oder die Produktivität zu 
erhöhen, kann der gesamten Volkswirtschaft dennoch 
langfristig neue Technologiepfade eröffnen. So bedarf es 
beispielsweise für die Entwicklung und Bereitstellung von 
massentauglichen 5G-basierten Anwendungen zunächst 
einmal der Verfügbarkeit von 5G-Netzen. Daher herrscht 
aus heutiger Sicht eine große Unsicherheit hinsichtlich 
der Dringlichkeit, den Ausbau von 5G-Netzen regulativ zu 
beschleunigen. Zwar entstehen kurzfristig hohe Kosten 
der Netzentwicklung und -bereitstellung, dennoch gilt es 
als äußerst wahrscheinlich, dass – aus volkswirtschaftli-
cher Sicht – der zusätzliche Nutzen die Kosten langfristig 
übersteigen dürfte.

Ungenutztes Potenzial von evidenzbasierten 
Wirkungsanalysen im Telekommunikationssektor

Im Folgenden wird in Kürze skizziert, wie die einzelnen 
Schritte einer Folgenabschätzungen aussehen sollten 
und welche Methoden in diesem Rahmen einsetzbar sind, 
um regulatorische Eingriffe bereits vor deren Implemen-
tierung zu bewerten.

Richtlinien der OECD und der Europäischen Kommission8 
beschreiben, wie eine gute Folgenabschätzungspraxis für 
Regulierungen ausgestaltet sein sollte. Ziel einer Folgen-
abschätzung ist es, den Ex-ante-Bewertungsprozess ver-
schiedener alternativer Regulierungsmaßnahmen zu sys-
tematisieren und Entscheidungsträgern infolgedessen als 
möglichst objektive und belastbare Entscheidungsgrund-
lagen zu dienen. Durch die Anwendung dieses struktu-
rierten Verfahrens werden nicht nur die Effektivität und 
Effi zienz regulatorischer Eingriffe gefördert, sondern auch 
die Transparenz erhöht. Dies hat einen positiven Einfl uss 
auf die Qualität der wirtschaftspolitischen Diskussion und 
die demokratische Willensbildung.

Die Folgenabschätzung umfasst einen mehrstufi gen Pro-
zess (vgl. Kasten 1). Wird ein wirtschaftspolitisches Pro-
blem identifi ziert, muss dieses zunächst abgegrenzt und 
die relevanten Akteure sowie ökonomischen Mechanis-
men eingehend analysiert werden. Hierbei wird der tat-
sächliche Regulierungsbedarf bewertet. Sofern dieser 
festgestellt ist, wird im nächsten Schritt entschieden, 
welches spezifi sche Ziel eine Regulierung erreichen soll 
und wie dieses operationalisiert werden kann. Daraufhin 

8 Vgl. Europäische Kommission: Better Regulation Guidelines, Eu-
ropean Commission Staff Working Document SWD(2015) 110 fi nal, 
Straßburg 2015; dies.: Better Regulation „Toolbox“, European Com-
mission Staff Working Document SWD(2015) 111 fi nal, Straßburg 
2015; OECD: Introductory Handbook for Undertaking Regulatory Im-
pact Analysis (RIA), Paris 2008.

werden Regulierungsalternativen entwickelt und Daten 
zur Bewertung der erwarteten Wirkungen auf die relevan-
ten Zielindikatoren zusammengetragen (z. B. Effekte auf 
das Investitionsverhalten des Incumbents sowie Wettbe-
werbern). Auf Basis einer systematischen Abwägung von 
Nutzen und Kosten der infrage kommenden Alternativen 
werden ineffektive und ineffi ziente Maßnahmen eliminiert 
und schließlich das bestgeeignete Instrument ermittelt.

Idealerweise werden alle Stufen der Entscheidungsfi n-
dung dokumentiert und als zusammenfassender Bericht 
im Anschluss an den Prozess – selbst wenn es zu keiner 
Regulierungsänderung kommt – veröffentlicht. So sind 
regulierende Institutionen angehalten, Rechenschaft für 
ihre Entscheidungen abzulegen, und es werden Anreize 
zur gewissenhaften Durchführung der vergleichenden 
Analysen gesetzt.

Methodisches Vorgehen

Bei einer in die Zukunft gerichteten Folgenabschätzung 
ist es nicht möglich, das tatsächliche Marktergebnis mit 
einem kontrafaktischen Ergebnis in Relation zu setzen. 
Stattdessen müssen verschiedene (Zukunfts-)Szenarien 
modelliert und mit einem Basisszenario verglichen wer-
den, das die zukünftige Entwicklung ohne regulatorische 
Änderung abbildet. Die Analyse darf nicht ausschließlich 
statisch gegenwärtige Zielgrößen, sondern muss ver-
schiedene mögliche Zukunftsentwicklungen bewerten. 
Dynamische Größen wie das Wirtschaftswachstum, den 
technologischen Fortschritt, langfristige Wechselwirkun-
gen und das Entstehen neuer Märkte müssen ebenfalls 
berücksichtigt werden.

Kasten 1
Ablauf einer Regulierungsfolgenabschätzung

Stufe 1
Klare Abgrenzung, Einordnung und detaillierte Beschreibung ei-
nes wirtschaftspolitischen Problems, Bezugnahme auf Zielgrößen 
(beispielsweise Wettbewerb, Verbraucherinteressen, Netzausbau)

Stufe 2
Identifi kation geeigneter Regulierungsmaßnahmen

Stufe 3
Datenerhebung/-erfassung und Modellierung als Informations-
grundlage für spätere Entscheidung

Stufe 4
Bewertung aller betrachteten Regulierungsalternativen

Stufe 5
Identifi kation der bevorzugten Regulierungsalternative

Stufe 6
Kontrolle und Evaluation

Quelle: DIW Econ.
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Eingriffe im Telekommunikationssektor bislang kaum ein-
gesetzt, obwohl sie einen wichtigen Beitrag zur stärkeren 
Evidenzbasierung von wirtschaftspolitischen Entschei-
dungen leisten können.

In Bezug auf Regulierung, welche die Funktion des Wett-
bewerbs zwischen Infrastrukturbetreibern verbessern 
soll, ist eine Wirkungsanalyse durch ein Feldexperiment 
jedoch häufi g nicht möglich. Zumeist sind Telekommu-
nikationsmärkte nur durch einzelne oder wenige Un-
ternehmen geprägt, sodass in der Praxis häufi g keine 
Kontrollgruppen beobachtet werden können. Auf Fest-
netzmärkten gibt es typischerweise ein großes, etab-
liertes Telekommunikationsunternehmen (Incumbent), in 
Deutschland die Deutsche Telekom AG, sowie Wettbe-
werber mit weniger eigener Infrastruktur und einem gerin-
geren Marktanteil. Aus diesem Grund ist es nicht möglich, 
eine Kontrollgruppe für den Incumbent zu identifi zieren, 
die sich nicht systematisch von der Behandlungsgruppe 
unterscheidet. Ein Vergleich mit Wettbewerbern mit ei-
nem geringeren Marktanteil genügt nicht, da eine Regu-
lierungsmaßnahme unterschiedliche Auswirkungen auf 
das Verhalten der Unternehmen haben kann. Regulato-
rische Eingriffe, wie etwa die Entbündelung der Teilneh-
meranschlussleitung und die Einführung des Bitstrom-
Zugangs, können die Investitionsanreize verschiedener 
Unternehmensgruppen nicht nur in unterschiedlichem 
Maße beeinfl ussen, die Effekte können sogar asymmet-
risch ausfallen. In der deutschen Mobilfunkbranche tei-
len sich drei ähnlich bedeutsame Mobilfunknetzbetreiber 
den Markt. Aufgrund geringer Fallzahlen und deutlicher 
Wechselwirkungen wird eine Einteilung in Behandlungs- 
und Kontrollgruppe erschwert.

Erkenntnisse, die durch die Erprobung von Regulierungs-
maßnahmen in Form randomisierter Kontrollexperimente 
gewonnen wurden, können im Telekommunikationssek-
tor zudem häufi g nur beschränkt verallgemeinert werden. 
Dies ist zum einen in der Tatsache begründet, dass Te-
lekommunikationstechnologien häufi g Netzwerkeffekte11 

11 Netzwerkeffekte treten im Allgemeinen dann auf, wenn die Zahl der 
Teilnehmer eines bestimmten Systems sich positiv auf den Nutzen 
jedes einzelnen Teilnehmers auswirkt. Im Bereich der Telekommu-
nikation sind derartige Effekte offensichtlich: Das Versenden von 
– beispielsweise sehr umfangreichen – Informationen auf Basis ei-
ner bestimmten Technologie ist nur dann sinnvoll, wenn es auch ei-
nen Empfänger gibt, der in der Lage ist, diese oder eine kompatible 
Technologie ebenfalls zu nutzen. Dieser Effekt wird in der ökonomi-
schen Theorie vielfach als direkter Netzwerkeffekt bezeichnet. Eine 
mögliche Lesart indirekter Netzwerke lässt sich aus der Beobachtung 
ziehen, dass aus einer wachsenden Nutzerzahl eine höhere Attrak-
tivität für Anbieter resultiert und eine höhere Anbieterzahl wiederum 
mit steigendem Nutzen der Teilnehmer einhergeht. Beide Teileffekte 
führen dazu, dass sich Teilnehmer tendenziell bei einem (Monopol) 
oder wenigen (Oligopol) auf einem Markt konkurrierenden Anbietern 
bzw. Systemen sammeln.

Die Folgenabschätzung erfolgt idealerweise auf Basis 
von strukturellen ökonomischen Modellen, Simulationen 
sowie in der Vergangenheit beobachteten empirischen 
Zusammenhängen. Selbst wenn die auf theoretischen 
Überlegungen basierende Analyse die später in der Re-
alität auftretenden, tatsächlichen Wirkungen nicht immer 
exakt quantifi zieren, können Folgenabschätzungen auf-
grund ihrer systematischen und transparenten Konzep-
tion die Gestaltung von Regulierungsmaßnahmen im Te-
lekommunikationssektor nachhaltig verbessern: „… RIA‘s 
(regulatory impact assessment) most important contri-
bution to the quality of decisions is not the precision of 
the calculations used, but the action of analysing – ques-
tioning, understanding real-world impacts and exploring 
assumptions“.9

Feldexperimente zur Ex-ante-Wirkungsabschätzung

Hervorzuheben ist, dass randomisierte Feldexperimente 
unter bestimmten Bedingungen zur Erprobung neuer Po-
litikmaßnahmen in Testprojekten – etwa regional einge-
grenzte Testläufe – als Ex-ante-Analysemittel eingesetzt 
werden können. Die dabei gewonnenen Erkenntnisse 
können genutzt werden, um die Sinnhaftigkeit einer fl ä-
chendeckenden Einführung der Maßnahme frühzeitig zu 
beurteilen. In diesem Sinne können randomisierte Kon-
trollexperimente zusätzlich als Analyseinstrument zur Ex-
ante-Folgenabschätzung – auch im Telekommunikations-
bereich – dienen.

Allgemein gilt: Wenn eine regulatorische Maßnahme auf 
eine bestimmte Gruppe von Personen, Haushalten oder 
Unternehmen, beispielsweise anhand von Regionen, 
beschränkt werden und gleichzeitig eine valide Kon-
trollgruppe gefunden werden kann, ist die Evaluation der 
Maßnahme im Rahmen eines Ex-ante-Feldexperiments 
sinnvoll. Die Idee hinter diesem Vorgehen entspricht 
auch den „Experimentierräumen“ und „Reallaboren“, 
die im Weißbuch Digitale Plattformen des Bundesminis-
teriums für Wirtschaft und Energie10 zur „Erprobung von 
Innovationen im Zusammenspiel mit regulatorischen Ins-
trumenten und unter realen Marktbedingungen in einem 
befristet und möglicherweise örtlich begrenzten verän-
derten rechtlichen Rahmen“ vorgeschlagen werden.  Je-
doch auch in Situationen, in denen eine – tatsächliche 
oder synthetische – geeignete Kontrollgruppe gefunden 
werden kann, werden Feldexperimente zur Ex-ante-Un-
tersuchung der tatsächlichen Wirkungen regulatorischer 

9 Vgl. OECD: Introductory Handbook for Undertaking Regulatory Im-
pact Analysis (RIA), Paris 2008, S. 3.

10 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi): Weißbuch 
Digitale Plattformen: Digitale Ordnungspolitik für Wachstum, Innova-
tion, Wettbewerb und Teilhabe, Berlin 2017; dass.: Schlaglichter der 
Wirtschaftspolitik, Monatsbericht Januar 2019, Berlin 2019.
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aufweisen. Das Ausmaß der tatsächlichen Effekte von 
FTTH(Fiber to the home)-Anschlüssen auf den Verbrau-
chernutzen wird beispielsweise erst dann ersichtlich, 
wenn eine große Zahl von Haushalten und Servern ans 
Glasfasernetz angeschlossen ist und so die Zahl der An-
gebote und Kommunikationspartner wächst. Die Effek-
te eines bundesweiten Ausbaus lassen sich daher nicht 
einfach in einem Experiment nachbilden. Zum anderen 
kann es mehrere Jahre dauern, bis Effekte beobachtet 
werden können. Technologiepfade und mögliche Folge-
entwicklungen sind ebenso nicht frühzeitig erkennbar. 
Aus den genannten Gründen ist es sinnvoll, vor der Imple-
mentierung einer konkreten regulatorischen Intervention 
eine gründliche Ex-ante-Analyse zur Folgeabschätzung 
durchzuführen, die sich anderer Instrumente und Metho-
den bedient.

Gute Folgenabschätzungspraxis erfordert 
geeigneten institutionellen Rahmen

Um die Praxis der Folgenabschätzungen im Telekom-
munikationsbereich in Deutschland weiterzuentwickeln 
und die Praxis an internationale Richtlinien anzunähern, 
sind mehrere Maßnahmen denkbar. Zum einen sollte ein 
standardisierter, transparenter Prozess für quantitative 
Folgenabschätzungen im Telekommunikationssektor ver-
pfl ichtend eingeführt werden. Des Weiteren sollte sicher-
gestellt werden, dass für Regulierungsfolgenabschät-
zungen benötigte Daten vorhanden und leicht zugänglich 
sind.

Institutioneller Rahmen für Folgenabschätzungen

In den Regulierungsverfügungen der Bundesnetzagentur 
werden die betrachteten Abhilfemaßnahmen hinsichtlich 
ihrer Genehmigungsfähigkeit im Sinne des TKG unter-
sucht. Die Eignung einer konkreten Regulierungsmaßnah-
me wird hierbei vorwiegend qualitativ bewertet, indem 
unter anderem zu erwartende Auswirkungen auf die im 
TKG verankerten Regulierungsziele aufgezeigt werden. 
So wird diskutiert, wie sich eine konkrete Maßnahme auf 
die Förderung des Wettbewerbs, die Interessen der Nut-
zer, die Entwicklung des Binnenmarktes der EU sowie die 
Förderung hochleistungsfähiger Netze auswirkt. Umfas-
sende quantitative Simulationen oder Modellierungen, 
die das Marktgleichgewicht beschreiben, kommen in der 
Regel nicht zum Tragen oder werden nicht publiziert. Die 
Herangehensweise der Bundesnetzagentur unterschei-
det sich also von den Empfehlungen der internationalen 
Richtlinien. Wie oben beschrieben beginnt eine Folgen-
abschätzung gemäß der genannten Richtlinien typischer-
weise mit der Identifi kation eines Markt- beziehungsweise 
Regulierungsversagens, woraufhin – das Regulierungsziel 
stets im Blick – verschiedene Regulierungsszenarien ana-

lysiert und systematisch miteinander verglichen werden, 
um letztlich das effi ziente Regulierungsinstrument auszu-
wählen. Das Regulierungsinstrument dient hierbei als Mit-
tel zur Maximierung der Wohlfahrt unter Berücksichtigung 
der Gesamtheit der möglichen Regulierungsalternativen.

Wie könnte eine gute Praxis für Folgenabschätzungen 
in Deutschland aussehen? Wer sollte sie durchführen? 
Sobald die Bundesnetzagentur, das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie oder eine andere zuständige 
Institution einen Regulierungsbedarf auf einem Telekom-
munikationsmarkt feststellt, sollten geeignete Regulie-
rungsmaßnahmen und -szenarien identifi ziert werden. 
Bei der Auswahl der relevanten Regulierungsmaßnahmen 
kann auf die Unterstützung externer Auftragnehmer mit 
der entsprechenden Branchenexpertise zurückgegriffen 
werden, damit die Untersuchung neuartigen Ansätzen 
gegenüber offen bleibt. Zudem sollten einer oder mehrere 
externe Auftragnehmer die Wirkung der zu untersuchen-
den Instrumente bewerten und quantifi zieren.

Der Auftrag für die Folgenabschätzung sollte öffentlich 
ausgeschrieben werden. Auf diesem Weg kann sicherge-
stellt werden, dass themenspezifi sche Expertise vorliegt 
und die bearbeitenden Institutionen fachlich unabhängig 
arbeiten können. Als Auftragnehmer kommen insbeson-
dere wissenschaftliche Einrichtungen wie Universitäten 
und Forschungsinstitute sowie Beratungsunternehmen 
mit der entsprechenden Expertise infrage. Prinzipiell 
könnten staatliche Einrichtungen wie Ministerien, Be-
hörden oder die Monopolkommission Analysen auch im 
eigenen Hause durchführen, sofern sie über entspre-
chendes Personal verfügen. Analysen im eigenen Hause 
anzufertigen hat den Vorteil, dass sie bei entsprechender 
personeller Verfügbarkeit schnell umgesetzt werden kön-
nen und zum Aufbau eigener Expertise beitragen.

Eine weisungsungebundene, fachlich unabhängige Ins-
titution, die beispielweise an das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie oder an die Bundesnetzagentur 
angegliedert ist, sollte die Ergebnisse einer Folgenab-
schätzungsstudie anschließend bewerten und auf dieser 
Basis eine offi zielle Handlungsempfehlung aussprechen. 
Schon im Rahmen der Folgenabschätzung sollte festge-
legt werden, an welchen Zielindikatoren der tatsächliche 
Erfolg einer Maßnahme nach ihrer Umsetzung gemessen 
und evaluiert werden sollte. So können ineffektive oder 
ineffi ziente Maßnahmen im Ergebnis einer Ex-Post-Evalu-
ation korrigiert werden.

 Forschungsdatenzentrum für Telekommunikationssektor

Eine evidenzbasierte Folgenabschätzung sollte stets auf 
einer belastbaren empirischen Grundlage aufbauen. Um 
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der Dynamik des Telekommunikationssektors und dem 
damit einhergehenden Regulierungsbedarf gerecht zu 
werden, sollten daher sektorspezifi sche Primärdaten 
erhoben, Sekundärdaten gesammelt und in einem For-
schungsdatenzentrum gebündelt werden. Gegebenen-
falls bietet sich die Einrichtung eines neuen Forschungs-
datenzentrums an, da zur Analyse des Telekommunikati-
onssektors die benötigten Daten idealerweise eine Viel-
zahl von Dimensionen konsistent beleuchten sollen (unter 
anderem Informationen zu kommerziellen und nichtkom-
merziellen Anbietern, zu Nachfragestrukturen privater 
und geschäftlicher Nutzer, zu räumlichen Verfügbarkeiten 
von Fest- und Mobilfunknetzen sowie zu Technologien 
und Angebotsqualitäten). Eine Angliederung an ein beste-
hendes Forschungsdatenzentrum ist zwar grundsätzlich 
denkbar, aber aufgrund der spezifi schen Ausrichtungen 
der bestehenden Forschungsdatenzentren nicht nahelie-
gend.12

Durch die Möglichkeit, den mit einer Folgenabschätzung 
beauftragten Institutionen relevante Daten umgehend zur 
Verfügung zu stellen, kann der Zeitaufwand für datenin-
tensive Folgenabschätzungen erheblich reduziert wer-
den. Ein Forschungsdatenzentrum böte außerdem den 
geeigneten institutionellen Rahmen für die Speicherung 
und Aufbereitung sensibler Mikrodaten. Das Forschungs-
datenzentrum sollte Rohdaten und Auswertungsroutinen 
der Auftragnehmer, die mit der Ausführung einer Folgen-
abschätzung beauftragt werden, dokumentieren und (ge-
gebenenfalls anonymisiert) zur Überprüfung durch dritte 
Institutionen bereitstellen. So könnte wissenschaftliches 
Fehlverhalten eingegrenzt werden.

Fazit

Aufgrund technologisch und historisch bedingter Mono-
polisierungstendenzen erfordern effi zient funktionierende 
Telekommunikationsmärkte ein relativ hohes Maß an Re-
gulierung. Die Dynamik der technischen Möglichkeiten, 

12 Aus wissenschaftlicher Perspektive wäre die Einrichtung eines EU-
weiten Forschungsdatenzentrums prinzipiell wünschenswert, da Er-
fahrungen anderer Länder berücksichtigt und so gegebenenfalls die 
empirische Validität substanziell erhöht werden könnte. Ein solches 
Unterfangen wäre jedoch mit sehr hohem Aufwand verbunden und 
eine zeitnahe Umsetzung sehr unwahrscheinlich.

der Anforderungen an die Infrastruktur und der Verhal-
tensänderungen erschweren fundierte Folgenabschät-
zungen. Es kann kaum auf bisherige Beobachtungen zu-
rückgegriffen werden, es können große Wirkunterschiede 
je nach Umfang und Einsatzbreite einer Regulierungs-
maßnahme auftreten, und es besteht eine starke Pfa-
dabhängigkeit der infrastrukturellen Entwicklung und der 
Marktgegebenheiten. Trotz verschiedener Hürden lohnt 
es sich, fundierte Regulierungsfolgenabschätzungen 
durchzuführen. Eine gute Regulierungspraxis umfasst 
sowohl fundierte Ex-ante-Analysen, wie etwa durch die 
Europäische Kommission, als auch belastbare Ex-post-
Evaluationen auf quantitativ-empirischer Basis.

Den besonderen methodischen Herausforderungen der 
Regulierungsfolgenabschätzung im Telekommunikati-
onsbereich steht die große volkswirtschaftliche Bedeu-
tung der erfolgreichen Regulierung gegenüber. Die Qua-
lität der Regulierung wirkt sich über den unmittelbaren 
Telekommunikationssektor hinaus auf die Gesamtwirt-
schaft aus, da es sich bei Telekommunikationsdiensten 
um Universaltechnologien handelt, die den technologi-
schen Fortschritt in sämtlichen Bereichen der Volkswirt-
schaft fördern bzw. notwendige Voraussetzung dafür 
sind.

Regulierungsfolgenabschätzungen und Evaluationen 
sollten verpfl ichtend und transparent sein sowie gegebe-
nenfalls öffentlich und wettbewerblich ausgeschrieben 
werden, um das Vorhandensein der benötigten Expertise 
sicherzustellen. Eine weisungsungebundene, fachlich un-
abhängige Institution sollte die Ergebnisse anschließend 
bewerten und eine offi zielle Handlungsempfehlung an 
den Regulierer aussprechen. Zudem sollte bei der Erstel-
lung einer Folgenabschätzung direkt festgelegt werden, 
anhand welcher Zielindikatoren die Wirksamkeit einer 
Maßnahme nach ihrer Umsetzung evaluiert werden kann. 
Um dem hohen Regulierungsbedarf der Telekommunika-
tionsbranche nachzukommen, sollten sektorspezifi sche 
Primärdaten erhoben, Sekundärdaten gesammelt und in 
einem Forschungsdatenzentrum gebündelt werden. So 
kann gewährleistet werden, dass ein für eine Folgenab-
schätzung beauftragter Auftragnehmer ohne größeren 
fi nanziellen, zeitlichen und organisatorischen Aufwand 
Zugang zu allen relevanten Daten erhält.
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